
Unselbständiger Entschließungsantrag 
gemäß § 55 GOG 

der Abgeordneten Martin Engelberg, Sabine Schatz, Hannes Amesbauer, Eva Blimlinger; 
Stephanie Krisper 

Kolleginnen und Kollegen 

betreffend Bereitstellung ausreichender Mittel für das Bundesministerium für Europäische und 
Internationale Angelegenheiten 

eingebracht im Zuge der Debatte zu Tagesordnungspunkt 23 über den Antrag der 
Abgeordneten Martin Engelberg, Sabine Schatz, Hannes Amesbauer, Eva Blimlinger, 
Stephanie Krisper, Kolleginnen und Kollegen betreffend ein Bundesgesetz, mit dem das 
Staatsbürgerschaftsgesetz 1985 geändert wird (1421 d.B.) 

Begründung 

Um zu ermöglichen, dass unter erleichterten Bedingungen Personen, die im NS-Regime 
verfolgt wurden und ihre österreichische Staatsbürgerschaft entzogen wurde oder verloren 
haben, sowie deren Nachfahren die österreichische Staatsbürgerschaft (wieder-) erlangen 
können, wurde mit dem im Oktober 2019 in Kraft getretenen Staatsbürgerschaftsrechts­
änderungsgesetz 2018, BGBI. 1 Nr. 96/2019, Sondererwerbstatbestände eingeführt. Im 
Vollzug der neuen Bestimmungen zeigte sich jedoch, dass eine relevante Anzahl von 
Fallkonstellationen, die nach dem Telos des Staatsbürgerschaftsrechtsänderungsgesetz 2018 
wohl erfasst sein sollten, nicht unter das neue Regelungsregime fielen. 

Am 15. Dezember 2021 brachten daher Abgeordnete aller Fraktionen des Nationalrates einen 
Initiativantrag ein, um § 58c Staatsbürgerschaftsgesetz, der die erleichterte Erlangung der 
Staatsbürgerschaft für Opfer des Nationalsozialismus und deren Angehörige regelt, zu 
novellieren (2146/A XXVII. GP). 

Im Zuge des Begutachtungsverfahrens machte das Bundesministerium für europäische und 
internationale Angelegenheiten darauf aufmerksam, dass mit der Einführung von 
Sondertatbeständen betreffend die Wiedererlangung der österreichischen Staatsbürgerschaft 
durch Opfer des Nationalsozialismus und deren Nachkommen das Bundesministerium für 
europäische und internationale Angelegenheiten mit einer ressourcenintensiven Aufgaben­
erfüllung, die sich durch die erwähnten Bestimmungen ergibt, konfrontiert sah und sieht. Die 
Aufgaben reichen von Beratung, Anzeigelegung, Begleitung im Verfahren und Ausfolgung der 
Bescheide bis hin zu Rechtsmittelverfahren. 

Durch die nunmehr beabsichtigte Novelle wird die Möglichkeit des Staatsbürgerschafts­
erwerbs auf einen wesentlich größeren Personenkreis ausgedehnt werden, wodurch es zu 
einer erheblichen Steigerung der Anzahl der zu führenden Verfahren kommen werde und 
folglich mit erheblichen Mehrkosten auf Vollzugseben zu rechnen sei. 

Um den im Interesse der Republik Österreich erforderlichen hohen Standard in der Betreuung 
sicherzustellen, sei daher die Bereitstellung entsprechender budgetärer Mittel unerlässlich, 
damit sowohl personelle Ausstattung als auch Infrastruktur an den Vertretungsbehörden 
diesen Erfordernissen gerecht werden können. 

Außerdem sollte nicht übersehen werden, dass die Betreuung durch das Bundesministerium 
für europäische und internationale Angelegenheiten mit dem Abschluss des Verfahrens und 
der Erteilung der Staatsbürgerschaft nicht ende, weil davon auszugehen sei, dass die neuen 
Staatsbürgerinnen und Staatsbürger als Auslandsösterreicherinnen und -Österreicher 
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konsularische Dienstleistungen umfassend in Anspruch nehmen werden und ihnen seitens der 
Vertretungsbehörden besondere Aufmerksamkeit im Sinne einer Heranführung an die 
österreichische Heimat zu widmen sein werde. 

Die unterfertigten Abgeordneten stellen folgenden 

Entschließungsantrag 

Der Nationalrat wolle beschließen 

„Die Bundesregierung wird aufgefordert, alle erforderlichen Maßnahmen zu treffen, um dem 
Bundesministerium für europäische und internationale Angelegenheiten die zusätzlichen 
Personal- sowie Finanzressourcen zur Verfügung zu stellen, damit die betroffenen 
Vertretungsbehörden die novellierte Regelung für Opfer des Nationalsozialismus und deren 
Nachkommen kundenfreundlich, professionell und rasch durchführen können. Demgemäß 
sollen die Mehrkosten in den Finanzjahren 2024-2026 im Bundesfinanzrahmengesetz für den 
relevanten Zeitraum Berücksichtigung finden." 
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